
 
Satzung 

der Stadt Buchen über eine Veränderungssperre in Bereich des Bebauungsplanes „Het-
tinger Straße“, Gemarkung Buchen 

Nachdem vom Gemeinderat der Stadt Buchen am 02. Juli 2018 der Beschluss über die Auf-
stellung des Bebauungsplans „Hettinger Straße“, Gemarkung Buchen gefasst worden ist, hat 
er am 02. Juli 2018 aufgrund des §14 Abs.1 und §16 des Baugesetzbuches (BauGB) in Ver-
bindung mit §4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg folgende Veränderungssperre 
als Satzung beschlossen: 

§1 
Anordnung der Veränderungssperre 

Der Gemeinderat der Stadt Buchen hat in seiner Sitzung am 02. Juli 2018 beschlossen, den 
Bebauungsplan „Hettinger Straße“, Gemarkung Buchen aufzustellen. Zur Sicherheit der Pla-
nung in diesem Bereich wird eine Veränderungssperre angeordnet. 
 

§2 
Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre erstreckt sich auf den gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes „Hettinger Straße“. (s. beil. Lageplan, Anlage 1) 
 

§3 
Inhalt und Rechtswirkung der Veränderungssperre 

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen: 
Vorhaben im Sinne des §29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 
werden. 
Erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen 
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs-, oder anzeigepflichtig 
sind, nicht vorgenommen werden. 
In Anwendung von §14 Abs.2 BauGB kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zu-
gelassen werden, wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Die Ent-
scheidung hierüber trifft die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde.  



§4 
Inkrafttreten 

Die Satzung über die Veränderungssperre tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
Sie tritt außer Kraft, sobald und soweit die Bauleitplanung für das von der Veränderungssperre 
betroffene Gebiet rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spätestens jedoch zwei Jahre nach ih-
rem Inkrafttreten, sofern diese Frist nicht verlängert wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Ent-
schädigungsansprüche im Falle der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile, deren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 
44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht 
innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 

 



Für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften ist zunächst § 215 BauGB in der 
Fassung vom 23.09.2004, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Erleichterung 
von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte vom 21.12.2006, maßgebend. 
Danach werden unbeachtlich 
 
1. eine gemäß § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind.  
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) in der aktuellen Fassung oder von auf Grund der GemO erlas-
senen Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 
GemO in dem dort bezeichneten Umfang unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich und unter 
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung geltend gemacht worden ist. Die Verletzungen sind schriftlich ge-
genüber der Gemeinde geltend zu machen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind. 
Außerdem wird auf die Vorschriften des §18 Abs.2 Satz2 und 3 BauGB über die Fälligkeit 
etwaiger Entschädigungsansprüche und des §18 Abs.3 BauGB über das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen hingewiesen. 
 
Buchen, 31.08.2018 
 
 
 
 
Roland Burger 
Bürgermeister 
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